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Heiniger gegen Bauern
Experten sollten im Streit um die Blauzungenkrankheit-Impfung die Wogen glätten.
Doch jetzt ist erst recht Feuer im Dach – weil Fachleute und Kanton uneins sind.

Von Patrick Kühnis
Zürich – Die 40 Bauern hatten Kuh-
glocken, Flugblätter und Akten im Ge-
päck. Sie kamen gestern in den Walche-
turm, um auf ihre zwei brennendsten
Fragen endlich Antworten zu bekom-
men: Waren die obligatorischen Imp-
fungen gegen die Blauzungenkrankheit
schuld daran, dass ihre Kühe plötzlich
weniger Milch gaben, an Klauen- und
Euterleiden litten und schwache oder
tote Kälber auf die Welt brachten? Und
wer kommt für diese Schäden auf?

Auch Gesundheitsdirektor Thomas
Heiniger (FDP) hatte gestern Grosses
vor. Sein Expertengremium aus Wissen-
schafts-, Bauern- und Veterinäramts-
vertretern lieferte einen Bericht ab, in
dem die Impfschäden von 2008 und
2009 aufgearbeitet wurden. Eine derart
breit abgestützte Untersuchung zur
Blauzungenkrankheit gab es in der
Schweiz noch nie. Heiniger hoffte, da-
mit den Bauernstand zu beruhigen: Der
Bericht sei eine gute Basis, «um die fest-
gefahrene und emotionale politische
Diskussion zu versachlichen».

Ein Bericht, zwei Lesarten

Das ist gründlich misslungen. Schuld
daran waren nicht etwa die Zaungäste,
die immer mit Zwischenrufen oder Ap-
plaus Voten quittierten, sondern Heini-
ger selbst. Genauer: ein Satz von ihm. Er
sagte: «Gemäss dem Bericht der Fach-
gruppe kann ausgeschlossen werden,
dass die Impfung 2008 Ursache für Ge-
sundheitsprobleme im Tierbestand in
den vier untersuchten Betrieben war.»
Ein Fazit, das im offiziellen kantonalen
Communiqué noch herausgestrichen
wurde. Die Fachgruppe dagegen sagte:

«Dass die Impfung monokausale Ursa-
che der Probleme war, ist eher unwahr-
scheinlich.» Es sei aber möglich, dass
bestehende oder schwelende Krankhei-
ten der Kühe durch die Impfung ausge-
brochen oder verstärkt worden seien.

Waren 2008 Impfschäden «ausge-
schlossen» oder «eher unwahrschein-
lich»? Dieser Widerspruch blieb stehen.
Heiniger beharrte auf seiner Einschät-
zung, weil genau das in den Detailbe-
richten zu den vier Betrieben gestanden
habe. Die Experten hingegen hatten
sich in ihrer Zusammenfassung bewusst
auf eine vorsichtigere Formulierung ge-
einigt, «hinter der alle stehen können».

Die beiden unterschiedlichen Les-
arten des Berichts sorgten für Zünd-
stoff: Michael Welz, Bauernvertreter in
der Fachgruppe und EDU-Kantonsrat,
distanzierte sich noch vor Ort von Hei-
nigers Interpretation. Der grüne Kan-
tonsrat und Impfverweigerer Urs Hans
sagte: «Ich habe mich von Anfang an auf
eine Märchenstunde eingestellt. Dieser
Widerspruch ist aber unfassbar.» Der
Zürcher Bauernverband sprach in einer
Mitteilung von «einer inakzeptablen
Interpretation» des Fachberichts durch
die Gesundheitsdirektion.

Ob auch 2010 ein Impfobligatorium
besteht, ist laut dem Bund noch unklar.
Frankreich führt es weiter, Deutschland
ist eher dagegen. Klar ist, dass der Wi-
derstand einzelner Zürcher Bauern ein
rechtliches Nachspiel hat: Das Veteri-
näramt hat zwölf Verfahren eröffnet,
alle Rekurse dagegen schmetterte die
Gesundheitsdirektion ab. Der Fall geht
ans Verwaltungsgericht. Zudem haben
zwei Bauern Strafanzeigen am Hals –
wegen Missachtung der Sperrauflagen.

Gesundheitsdirektor Heiniger: Im Clinch

mit den Bauern. Foto: Patrick Gutenberg

Blauzungen-Impfung
Das fanden die Experten heraus.

Unter der Leitung des Veterinärprofessors
Michael Hässig haben Experten die Folgen
der Blauzungen-Impfung untersucht. Die
erste Studie untersuchte vier Betriebe, die
2008 schwere Gesundheitsprobleme im Tier-
bestand verzeichneten. Resultat: dass die
Impfung einzige Ursache des Problems sei,
sei «eher unwahrscheinlich». Die Studie
schliesst aber eine Wechselwirkung zwischen
Impfung und schwelenden Leiden nicht aus.
Die Impfung könnte die Tiere «schlicht über-
lastet haben», wie Hans Schneebeli vom
Strickhof sagte. Eine zweite Studie unter-
suchte die Schadensmeldungen von 2009.
Bei 125 000 Impfungen sei nur in 16 Fällen
ein Schaden möglich und in 12 Fällen
wahrscheinlich. Bauern vermuten, dass heuer
weniger Probleme auftraten, weil hoch-
trächtige Tiere erst später geimpft wurden.
Der Kanton prüft eine neue Rechtsgrund-
lage, um Impfschäden zu entschädigen. (pak)

Zu neuen Restaurants im See
ist es noch ein langer Weg

ums Seebecken wird deshalb nach den
Regeln des «Plan lumière» umgesetzt.

Zusätzliche Bars oder Restaurants
sollen ums Seebecken grundsätzlich
möglich sein. Auch beim Bürkliplatz. In
den nächsten drei Jahren sind Konzes-
sionen in diesem Gebiet aber so gut wie
unmöglich. Die Vernehmlassung habe
gezeigt, dass die Bevölkerung in der
Frage zusätzlicher Gastronomie gespal-
ten sei. Rund die Hälfte habe sich dafür,
die andere Hälfte dagegen geäussert.
Der Bürkliplatz ist neben Enge, Wollis-
hofen, Utoquai und Tiefenbrunnen ei-
nes von fünf Gebieten, die die Stadt in
eine vertiefte Planung einbeziehen will.

Ein heikler Punkt im Leitbild ist die
Zahl der Veranstaltungen. Diese soll in
Zukunft nicht steigen. In diesem Punkt
habe Einigkeit geherrscht, sagt Spinner.
Bereits die heutige Nutzungsdichte
habe eine kritische Obergrenze er-
reicht. Die Planung für eine Hafen-
anlage Tiefenbrunnen wird voran-
getrieben. Eine Testplanung hat erge-
ben, dass eine Marina mit Wassersport-
zentrum möglich ist. (bg)

Stadt und Kanton Zürich
wollen das Seebecken
behutsam entwickeln.

Zürich – Das neue «Leitbild Seebecken
der Stadt Zürich» sieht vor, dass das
Seebecken primär der öffentlichen Er-
holung dienen und vielfältig genutzt
werden solle. Stadt und Kanton Zürich
haben ein überarbeitete Fassung des
Leitbilds genehmigt, wie es in einer
Medienmitteilung heisst.

Im vergangenen Frühling wurde das
Leitbild in die Vernehmlassung ge-
schickt. Zwischen dem 21. April und
dem 17. Juli konnte sich die Bevölke-
rung äussern, wie das Seebecken in den
nächsten 20 Jahren genutzt werden
solle. Dazu gingen 50 Schreiben mit
rund 250 Anträgen ein.

Viele dieser Anträge seien ins neue
Leitbild eingeflossen, sagt Urs Spinner,
Sprecher des Hochbaudepartements
der Stadt Zürich. Dazu zählen etwa
Aspekte der Sicherheit oder die Gestal-
tung der Beleuchtung. Das Licht rund

Drei Tankstellenshops schliessen neu nachts

cherin hat die Gewerbepolizei Winter-
thur für den Shop Rosenberg eine Aus-
nahmebewilligung bis Ende Jahr erteilt.

Offen bleiben die Shops der BP-Tank-
stellen an der Zürcher Seebahnstrasse,
am Mythenquai und am Flughafen. BP
hat den Fall ans Bundesgericht weiter-
gezogen und eine superprovisorische
Verfügung erhalten, die ihr erlaubt, die
Shops vorläufig rund um die Uhr zu
betreiben. Wie das Unternehmen mit-
teilt, wird im Dezember entschieden, ob
die Verfügung bis zum definitiven
Gerichtsentscheid verlängert wird. (rd)

Zürich/Winterthur – Drei von sieben
24-Stunden-Tankstellenshops im Kan-
ton haben letzte Nacht von 1 Uhr bis
5 Uhr erstmals die Läden dichtgemacht:
Der Shell-Shop Letzipark sowie die bei-
den Esso-Shops an der Hohlstrasse und
in Schlieren. Sie haben damit den Ent-
scheid des Bundesverwaltungsgerichts
von Ende Oktober vollzogen, wonach
auch Tankstellenshops dem nationalen
Arbeitsgesetz unterstehen, das eine
minimale Nachtruhe von 1 bis 5 Uhr vor-
schreibt. Shell und Esso haben das Ver-
dikt akzeptiert. Laut einer Shell-Spre-
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